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Vorwort

Das Recht der Sozialkasseverfahren hat in der Praxis eine erhebliche Be-
deutung. Dennoch hat das Rechtsgebiet, das Elemente des Arbeitsrechts
mit sozialen Aspekten verbindet, in der juristischen Fachwelt bislang eher
weniger Aufmerksamkeit erlangt. Zwei Entscheidungen des Bundesar-
beitsgerichts vom September 2016, die in den zentralen Passagen auf ver-
fassungsrechtlichen Ausführungen beruhen, haben dies in Teilen geändert.
Aber auch über die in den Entscheidungen und der folgenden Diskussion
angesprochenen Aspekte hinaus stellen sich im Recht der Sozialkassever-
fahren verfassungsrechtliche Fragen, die einer näheren Aufarbeitung be-
dürfen. Dies zu unternehmen, ist der Gegenstand der vorliegenden Publi-
kation, deren Ausgangsfragen durch eine Anfrage aus der Praxis mitange-
regt wurden. Die unmittelbar einschlägige Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom August 2020 erging, nachdem das Manuskript erstellt
worden war, konnte aber noch berücksichtigt werden.

Heidelberg, im September 2020.
Bernd Grzeszick
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